Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt
Offenbach am Main
2011 - 2016
2011-16/DS-1(A)0432 Ausgegeben am 29.08.2013
Eing. Dat. 29.08.2013

Satzung der Stadt Offenbach am Main tber die Herstellung von Stellplatzen
und Garagen fur Kraftfahrzeuge sowie von Abstellplatzen fur Fahrrader
(Stellplatzsatzung)

hier: Aufhebung der geltenden und Erlass einer neuen Stellplatzsatzung
Antrag Magistratsvorlage Nr. 305/13 (Dez. I, Amt 63) vom 28.08.2013

Der Magistrat beantragt, dass die Stadtverordnetenversammlung wie folgt
beschlief3t:

Satzung der Stadt Offenbach am Main
tiber die Herstellung von Stellplatzen und Garagen fur Kraftfahrzeuge
sowie von Abstellplatzen fiir Fahrrader
(Stellplatzsatzung)

Aufgrund der 88 44 Abs. 1 S. 2 und 81 Abs. 1 Hessische Bauordnung (HBO) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 15. Januar 2011 (GVBI. | S. 46, 180), zuletzt gedndert durch das Gesetz zur Entfristung und zur Verénderung
der Geltungsdauer von befristeten Rechtsvorschriften vom 13. Dezember 2012 (GVBI. | S. 622), in Verbindung mit
88 5, 51 Nr. 6 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 07. Marz 2005
(GVBI. | S. 142), zuletzt gedndert durch das Gesetz zur Anderung der Hessischen Gemeindeordnung und anderer
Gesetze vom 16. Dezember 2011 (GVBI. | 786), hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Offenbach am Main
in ihrer Sitzung am 12.09.2013 folgende Satzung beschlossen:

§1
Herstellung und Nutzbarkeit

(1) Bauliche Anlagen, Grundstiicke und andere Anlagen und Einrichtungen im Sinne des § 1 Abs. 1 S. 1 und 2 der
Hessischen Bauordnung (HBO) und ihre Nutzung (Anlagen), bei denen ein Zu- oder Abgangsverkehr zu
erwarten ist, dirfen nur errichtet, aufgestellt oder genutzt werden, wenn Stellplatze oder Garagen fir
Kraftfahrzeuge (Einstellplatze) sowie Abstellplatze fiir Fahrrader (Abstellplatze) in geeigneter Zahl, Lage,
GroRe und Beschaffenheit hergestellt werden (notwendige Stellplatze).
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1Absatz 1 gilt entsprechend fiir Anderungen oder Nutzungsinderungen von Anlagen. 2Mafgeblich ist der
Stellplatzbedarf fiir die Anlage in ihrer gednderten Form; ein eventueller durch die Anderung veranlasster
Mehrbedarf ist gem&R Absatz 1 herzustellen.

Die notwendigen Stellplatze miissen spatestens ab dem Zeitpunkt der Nutzungsaufnahme bzw. der
Benutzbarkeit der Anlage fertiggestellt und gemaR ihrer Zweckbestimmung nutzbar sein.

§2
Zahl der notwendigen Stellplatze im Allgemeinen

! Die Zahl der notwendigen Stellplatze (Stellplatzbedarf) bemisst sich nach Anlage 1, in Bezug auf die
Einstellplatze jeweils *kaufménnisch gerundet auf einen vollen Stellplatz. 2 Der Anteil fur die Nutzung durch
Besucher ist in dieser Bemessung enthalten und in Anlage 1 ausgewiesen. 3 Bei der Zahl der notwendigen
Stellplatze handelt es sich um ein MindestmalR. 4Im Bereich der Zone 1 nach Anlage 2 handelt es sich in Bezug
auf die Einstellplatze zugleich um das zuldssige Hochstmal3; dies gilt nicht fiir Wohnnutzungen gemaR Ziffern
1.1 bis 1.4 in Anlage 1. ° Die jederzeitige Mdglichkeit, im Rahmen eines Bebauungsplanes zusatzliche oder
andere Hochstmalie innerhalb und/oder aul3erhalb der Zone 1 festzusetzen, bleibt unbertihrt.

LFar Anlagen und Nutzungen, die nicht in Anlage 1 aufgefiihrt sind, gelten die dort aufgezahlten Tathestande
entsprechend, soweit hinsichtlich der Nutzungsart und des zu erwartenden Zu- oder Abgangsverkehrs
Vergleichbarkeit besteht. 2 Im Ubrigen richtet sich die Zahl der notwendigen Stellpldtze nach den besonderen
Verhaltnissen im Einzelfall unter sinngeméRer Berticksichtigung der in Anlage 1 aufgefiihrten Tatbestande.

Neben den Einstellplatzen fiir Personenkraftwagen und den Abstellplatzen sind, soweit dies fiir die jeweilige
Anlage und ihre bestimmungsgemafe Nutzung erforderlich ist, Einstellplatze fir Lastkraftwagen und/oder Busse
herzustellen.

1Bei Anlagen mit verschiedenartigen Nutzungen innerhalb einer Nutzungseinheit ist der Stellplatzbedarf flr
jeden Nutzungsbereich anhand der Tatbestande in Anlage 1 gesondert zu ermitteln. 2Tritt eine Nutzung
gegeniber der {ibrigen Nutzung einer Nutzungseinheit deutlich in den Hintergrund und ergénzt diese in nicht
nennenswertem Umfang, so ist fiir die Bemessung des Stellplatzbedarfs einzig die Hauptnutzung mafgeblich.

Llm Einzelfall kann im pflichtgem&Ren Ermessen und aufgrund besonderer Umsténde — jeweils ganz oder
teilweise — der Ein- und Abstellplatzbedarf als in anderer Weise gedeckt betrachtet werden, der Stellplatzbedarf
geringer festgelegt werden oder die Herstellungspflicht entfallen. 2 Als Umstande im vorgenannten Sinne gelten
inshesondere:

(@) *Verschiedene Nutzungen von Anlagen erfolgen zu unterschiedlichen Nutzungszeiten, und aulRerhalb der
Nutzungszeiten haben die Nutzungen (jeweils oder teilweise) einen geringeren Stellplatzbedarf; die Zahl
der notwendigen Stellplatze kann sich hier abweichend von Absatz 1 nach dem gréRten, zeitgleich
gegebenen Stellplatzbedarf bemessen. 2 Voraussetzung ist, dass die Nutzungszeiten der betreffenden
Anlagen durch eine Baugenehmigung, einen Abweichungsbescheid oder eine Baulast nach HBO durch
eine Ausnahme oder Befreiung nach Baugesetzbuch (BauGB) oder anderweitig 6ffentlich-rechtlich
gesichert sind.

(b) 1 Fur Vorhaben mit einem reguldren Einstellplatzbedarf von mindestens 30: Ein Mobilitdtskonzept belegt
den geringeren Einstellplatzbedarf bzw. die anderweitige Deckung desselben. 2 Bestandteile eines solchen
Konzepts konnen etwa ein Car-Sharing-Angebot oder die Ausgabe von Job-Tickets sein.

(c) ! Es erfolgt die Nutzbarmachung von vorhandenen Flachen in und/oder die Aufstockung und/oder der
Dachgeschossausbau bei Bestandsgebaduden; die Pflicht zur Herstellung des hierdurch entstehenden
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Mehrbedarfs an Ein- und Abstellplatzen kann entfallen. 2Voraussetzung ist, dass das Bestandsgebaude
formell und materiell rechtméBig vor dem 01.01.2013 errichtet wurde. 3 Im Falle der Aufstockung zu
Wohnzwecken darf der entstehende Mehrbedarf an Einstellplatzen 30% nicht Gibersteigen. 4 Im Falle von
sonstigen Nutzungen darf der Mehrbedarf 10% des bisherigen Bedarfs an Einstellplatzen nicht
Ubersteigen. ® Ein Mehrbedarf von einem Einstellplatz ist in den Fallen der Satze 3 und 4 grundsétzlich
zulassig.

(d) Bei temporérer Errichtung, Aufstellung oder Nutzung von Anlagen kann auf die Herstellung von Ein-
und/oder Abstellplatzen ganz oder teilweise verzichtet werden.

(e) 1Es besteht ein offensichtliches Missverhéltnis zwischen tatséchlichem und nach Absatz 1 ermitteltem
Stellplatzbedarf. 2Ein solches Missverhdltnis kann jedoch auch dergestalt sein, dass der tatséchliche
Bedarf (iber dem nach Absatz 1 ermittelten liegt.

* nachrichtlich: redaktionell geandert in Abstimmung mit Dezernat |

§3
Zahl der notwendigen Stellplatze in Sonderzonen

LFUr die im Einzugsbereich von Bahn- und S-Bahnhaltestellen liegenden sowie verkehrlich hoch belasteten und
stadtebaulich bedeutsamen Gebiete sind gemadlR Anlage2 zu dieser Stellplatzsatzung Sonderzonen
festgelegt. 2Erfasst sind alle Flachen, die innerhalb der in Anlage 2 festgelegten Grenzen liegen.

In den Sonderzonen gilt der in Anlage 1 aufgefiihrte gesonderte Stellplatzschllssel, in Bezug auf die
Einstellplatze jeweils kaufménnisch gerundet auf einen vollen Stellplatz. 2Im Ubrigen bleibt § 2 unbertihrt.

§4
Fiktives Stellplatzguthaben

1 Bei Anderungen und/oder Nutzungsénderungen von Anlagen nach Absatz 2, fiir die keine Ein- und/oder
Abstellplatze errichtet oder abgeldst wurden, gelten notwendige Stellpléatze als in dem Umfang nachgewiesen, in
dem die Anlage in ihrer noch ungeénderten Form notwendige Stellplatze nach dieser Stellplatzsatzung geméan
reguldrem Stellplatzschliissel nachzuweisen hatte. 2 Fiir solche Anderungen und/oder Nutzungsénderungen ist
lediglich ein eventueller Mehrbedarf an notwendigen Stellplatzen herzustellen. 3 Soweit die Anderung und/oder
Nutzungsénderung zu einer Minderung des Stellplatzbedarfs flhrt, verféllt das (iberschissige fiktive
Stellplatzguthaben.

§ 4 gilt nur, wenn folgende Voraussetzungen kumulativ erfillt sind:

(a) die Anlage wurde formell und materiell rechtmaRig errichtet, aufgestellt bzw. eingerichtet und genutzt;

(b) die Erteilung der Baugenehmigung und/oder die Errichtung, Aufstellung, Einrichtung und/oder die
Nutzungsaufnahme lag(en) zeitlich vor dem Erlass der Satzung der Stadt Offenbach am Main iber

Einstellplatze und Garagen vom 15.12.1967;

(c) kein Genehmigungsverfahren bzw. keine Baugenehmigung in Bezug auf die jeweilige Anlage befasste sich
mit den notwendigen Ein- bzw. Abstellplatzen unter dem Gesichtspunkt der Bedarfsermittlung.
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(3)

1 Bei Abriss und Neubau eines Vorhabens bleibt das fiktive Stellplatzguthaben erhalten und kann fiir den
Neubau unter der Voraussetzung angerechnet werden, dass der Neubau innerhalb von zwei Jahren nach
Abrissbeginn fertiggestellt wird. 2 Dies gilt unabh&ngig von der Art der baulichen Nutzung von Bestandsgebaude
und Neubau.

§5
Lage der notwendigen Stellplatze

Die notwendigen Stellplétze sind auf dem Grundstiick herzustellen, auf dem die Anlage liegt.

1 Einstellplatze kénnen auch auf einem in zumutbarer Entfernung liegenden Grundstiick hergestellt werden,
wenn ihre Zuordnung zu dem Vorhaben dffentlich-rechtlich gesichert ist. 2 Zumutbar im Sinne des Satzes 1 ist
im Falle von Wohnnutzung regelmaRig eine fullaufige Entfernung von bis zu 300 m, im Ubrigen von bis zu 450
m.

Die notwendigen Stellplatze miissen unabhéngig voneinander nutzbar sein.

Abstellplatze sind bei gewerblichen Objekten mit Kunden- und Besucherverkehr in unmittelbarer N&he des
Eingangsbereiches des Gebaudes zu errichten.

§6
GroRe und sonstige Beschaffenheit der notwendigen Stellplatze;
Elektromobilitat

Einstellplatze fur Personenkraftwagen einschlieRlich ihrer Zu- und Abfahrten bzw. Rampen sind nach den
Anforderungen der Verordnung tber den Bau und Betrieb von Garagen und Stellplatzen (Garagenverordnung —
GaVO) vom 16.11.1995 (GVBI. I, S. 514) in ihrer jeweils geltenden Fassung herzustellen.

1 Einstellplatze fur Kraftfahrzeuge von Behinderten sind in den Abmessungen gemal GaVO
herzustellen. 2Einstellplatze fiir Kraftfahrzeuge von Behinderten sind als solche leicht erkennbar durch
Beschilderung und/oder Bodenmarkierung zu kennzeichnen und fiir diesen Zweck zur Verfligung zu stellen.

Einstellplétze fur Lastkraftwagen und Busse sind ihrem jeweiligen Zweck entsprechend herzustellen.

1 Abstellplatze sind in den Abmessungen von mindestens 0,60 m x 2,00 m herzustellen. 2Sie sollen ebenerdig
liegen. ® Werden sie auf anderen Ebenen hergestellt, muss die Zuwegung mittels geeigneter Rampen oder
Aufzlige erfolgen. 4 Abstellplatze 6ffentlich zugénglicher Anlagen sollen mit geeigneten Vorrichtungen zum
AnschlieBen des Rahmens und mindestens eines Laufrades versehen werden. 5 Es sind nur solche Stander
zugelassen, die keine Beschédigungen an den Laufradern zulassen.

1 Bei Vorhaben ab einem reguldren Stellplatzbedarf von 20 Einstellplétzen sollen mindestens 25% der
Einstellplatze mit einer Stromzuleitung fir die Ladung von Elektro-Fahrzeugen versehen werden. 2 Bei der
Berechnung ist jeweils auf den vollen Stellplatz aufzurunden, wobei die Zahl mindestens ,1* betragt.
Einstellplatze fiir Kraftfahrzeuge von Besuchern miissen vom o&ffentlichen StraBenraum aus erkennbar oder
ausgeschildert sowie zu Besucherzeiten jederzeit zuganglich sein.

§7
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Gestaltung der notwendigen Stellplétze

1Notwendige Stellplatze sind mit Pflaster, Verbundsteinen oder in &hnlicher luft- und wasserdurchlassiger
Ausbauweise (Schotterrasen, Rasenkammersteine, breitfugiges Pflaster 0.8.) und mit klimaschutzgerechten
Materialien auf einem der Verkehrsbelastung entsprechenden Unterbau herzustellen. 2Ein anderer Belag kann
ausnahmsweise zugelassen werden. 2Bei Abstellplatzen muss die Flache zum standsicheren Abstellen von
Fahrradern geeignet sein.

Einstellplatze sind durch geeignete Bepflanzungen (B&ume, Hecken und Straucher) abzuschirmen; die
Bepflanzungen sind dauerhaft zu unterhalten.

L Fir je angefangene sechs Einstellplatze ist auf eigener Flache (nicht statt eines Stellplatzes) ein
standortgerechter Laubbaum mit einem Mindestumfang von 20 cm (gemessen in 1,00 m Hohe) sowie einer
Mindestwuchshdhe von 12 Metern (die in Einzelfallen auf Antrag auf 6 Meter reduziert werden kann) mit einer
unbefestigten Baumscheibe von mindestens sechs gm zu pflanzen, durch geeignete MalRnahmen (Holzpfahle,
Metallbligel 0.4.) gegen Beschédigungen durch Kraftfahrzeuge zu sichern und dauerhaft zu unterhalten. 2 Bei
Herstellung von Doppelparkern oder &hnlichen Parksystemen gelten iibereinanderliegende Einstellplatze fiir die
vorstehende Bepflanzungspflicht als ein Einstellplatz.

LEinstellplatze mit zusammenhéangend mehr als 1.000 gm sind zusétzlich durch eine raumgliedernde, die
Ubersichtlichkeit wahrende Bepflanzung (Straucher, Bische 0.4.) zu unterteilen, diese ist dauerhaft zu
unterhalten. 2Bdschungen zwischen einzelnen Einstellplatzgruppen sind zu begriinen. 3Gleiches gilt fiir
anzulegende Uberhangstreifen.

Soweit bei zeitlich begrenzter Errichtung, Aufstellung oder Nutzung von Anlagen nicht auf die Herstellung von
Ein- oder Abstellplatzen verzichtet wird, entfallt bei einem Verbleib der Anlage fiir einen Zeitraum von bis zu
sechs Monaten jegliche Begriinungspflicht.

§8
Abldsung der Herstellungspflicht fur Einstellplatze

1Den zur Herstellung von notwendigen Einstellplatzen Verpflichteten kann auf Antrag und gegen Zahlung eines
Geldbetrages die Herstellung von Einstellplatzen ganz oder teilweise erlassen werden (Ablgsung), wenn und
soweit die Herstellung nicht oder nur unter groRen Schwierigkeiten mdglich ist. 2 Ein Abléseanspruch besteht
nicht.

1 Durch die Zahlung des Abldsungsbetrages entféllt insoweit die Herstellungspflicht. 2 Abgeléste Einstellplatze
gelten als im Sinne des § 1 Absatz 1 hergestellt.

Der Geldbetrag nach Absatz 1 betragt 7.500,00 EUR je abgeldsten Einstellplatz.

§9
Anlagen zur Stellplatzsatzung

Die Anlagen 1 und 2 sind Bestandteil der Stellplatzsatzung.

8§10
Sonstige Anforderungen an Anlagen und Stellplatze
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1Soweit sich aus anderen auf Anlagen und/oder Ein- bzw. Abstellplatze anwendbaren Vorschriften Anforderungen an
Ein- bzw. Abstellplatze ergeben, bleiben diese von den Regelungen dieser Stellplatzsatzung unberlhrt. 2Soweit
bestehende oder zukiinftige Bebauungspléne der Stadt Offenbach am Main Abweichungen von dieser
Stellplatzsatzung vorsehen, haben diese Vorrang gegeniber den Regelungen der Satzung.

§11
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 76 Absatz 1 Nr. 20 HBO handelt, wer

(@) entgegen §1 Absatz 1 dieser Stellplatzsatzung Anlagen, bei denen ein Zu- oder Abgangsverkehr zu
erwarten ist, errichtet, aufstellt oder nutzt, ohne die notwendigen Ein- bzw. Abstellplétze entsprechend den
Vorgaben dieser Stellplatzsatzung hergestellt zu haben;

(b) entgegen §1 Absatz 2 dieser Stellplatzsatzung Anderungen oder Nutzungsdnderungen von Anlagen
vornimmt, ohne den hierdurch ausgelésten Mehrbedarf an notwendigen Ein- bzw. Abstellpldtzen
entsprechend den Vorgaben dieser Stellplatzsatzung hergestellt zu haben.

Die jeweilige Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuRe von bis zu 15.000,00 EUR geahndet werden.

Das Gesetz (iber Ordnungswidrigkeiten (OWiG) findet in seiner jeweils giiltigen Fassung Anwendung.

Zustandige Verwaltungshehdrde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nr. 1 OWIG ist der Magistrat der Stadt Offenbach
am Main.

§12
Schluss- und Ubergangsbestimmungen

1 Diese Satzung tritt mit dem Tag nach ihrer offentlichen Bekanntmachung in Kraft. 2 Gleichzeitig tritt die
,Satzung der Stadt Offenbach a.M. (iber Stellpltze fur Kraftfahrzeuge, Garagen und Abstellplatze fiir Fahrréader
(Stellplatzsatzung)” vom 30.10.1997 in ihrer zuletzt geltenden Fassung aufer Kraft.

Fur Genehmigungs- und sonstige Antragsverfahren, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung bereits
anhangig und noch nicht entschieden waren, kann die Bauherrschaft die Anwendung der materiellen
Bestimmungen derjenigen Fassung der Stellplatzsatzung verlangen, welche im Zeitpunkt der Antragstellung
galt.

Fir genehmigungsfreie Vorhaben, deren Ausfilhrung im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung bereits
begonnen worden und noch nicht beendet war, kann die Bauherrschaft die Anwendung der materiellen
Bestimmungen derjenigen Fassung der Stellplatzsatzung verlangen, welche im Zeitpunkt des Baubeginns galt.
Diese Satzung gilt nicht fur bereits genehmigte und/oder ausgefiihrte Vorhaben.

Diese Satzung tritt mit Ablauf des 31.12.2018 aulRer Kraft.
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Offenbach am Main, den XXX

Der Magistrat der Stadt Offenbach am Main
Dezernat |

gez. Horst Schneider, Oberblirgermeister

(bekannt gemacht in der ,Offenbach-Post" vom XXX)
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Satzung der Stadt Offenbach am Main Uber die Herstellung von Stellplatzen und Garagen fur Kraftfahrzeuge
sowie von Abstellplatzen fiir Fahrrader (Stellplatzsatzung)

—Anlage 1 -

Vorbemerkungen

1. Soweit nachfolgend die ménnliche Form von Begriffen verwendet wird, ist hiermit auch jeweils die weibliche Form gemeint.

2. Die jeweilige Zahl der Einstellplatze und Abstellplatze gilt je vollstandig erflillte MalReinheit.

3. Der Begriff der Nutzflache im Sinne der nachfolgenden Tabelle bestimmt sich gemal DIN 277-1 in Verbindung mit DIN 277-2:2005-02 (Nettogrundflachen
abzuglich der Technischen Funktionsflachen und der Verkehrsflachen).
Fir die Bestimmung der Nutzflache im Sinne der Nr. 9.3 der Tabelle ist bei Hochregallagern die Grundflache der Hochregale zugrundezulegen.

4.  Einstellplatze fiir Kfz von Behinderten

Bei allen Vorhaben mit einem Kfz-Stellplatzbedarf von 10 bis 30 sind davon jeweils 2, je angefangene weitere 20 notwendige Kfz-Stellplatze ist davon jeweils
1 weiterer Einstellplatz als Einstellplatz fiir Kfz von Behinderten auszufiihren.
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Nr. Verkehrsquelle Zahl der Einstellplatze (EP) Anteil an Zahl der Abstellplatze
Besucher-EP
Regular Sonderzonen (in %)
1. Wohnen
11 Einfamilienhauser; 1 je selbstandiger Wohneinheit und 0,5 je selbsténdiger Wohneinheit , 2 je selbstandiger
Baugrundstiick mindestens 1, jeweils je Wohneinheit und je
Baugrundstiick Baugrundstiick
1.2 Mehrfamilienhduser; | 0,7 je selbstandiger Wohneinheit und | 0,5 je selbstandiger Wohneinheit , 2 je selbstandiger
sonstige Baugrundstiick mindestens 1, jeweils je Wohneinheit und je
Wohneinheiten, die Baugrundstiick Baugrundstiick
nicht unter Nrn. 1.2
bis 1.5 fallen
1.3 Kinder-, Jugend-, 1 je 15 Heimplatze, mindestens 3 1 je 20 Heimplatze, mindestens 3 10 1 je 2 Heimplatze,
Schiiler-Wohnheime mindestens 2
und
-Freizeitheime
14 Behinderten- 1 je 5 Heimplatze, mindestens 3 1 je 8 Heimplatze, mindestens 2 10 1 je 4 Heimplatze,
wohnheime mindestens 2
15 Studenten-, 1 je 3 Heimplatze, 1 je 4 Heimplatze, 10 1 je 2 Heimplatze,
Schwestern-, Pfleger- | mindestens 3 mindestens 2 mindestens 3
, Arbeitnehmer- und
sonstige Wohnheime
2. Gebaude mit Buro-, Verwaltungs- und Praxisrdumen (einschl. Arztpraxen, Physiotherapiepraxen, Massagepraxen)
2.1 Allgemein 1 je 60 gm Nutzflache, mindestens 2 | 1 je 120 gm Nutzflache, mindestens 2 | 20 1 je 60 gm Nutzfl&che,
je Nutzungseinheit je Nutzungseinheit mindestens 2
2.2 Nutzungen mit 1 je 40 gm Nutzflache, mindestens 3 | 1 je 70 gm Nutzflache, mindestens 3 | 75 1 je 50 gm Nutzfléche,

erheblichem
Besucheraufkommen
(Schalterrdume,

je Nutzungseinheit

je Nutzungseinheit

mindestens 3
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Nr.

Verkehrsquelle

Zahl der Einstellplatze (EP)

Regular

Sonderzonen

Anteil an
Besucher-EP
(in %)

Zahl der Abstellplatze

zentrale
Verwaltungseinrichtu
ngen u. dgl.)

Verkaufsstatten (einschl. Videotheke

n, Sonnenstudios, Kosmetikstudios, Friseursalons)

31

Verkaufsstéatten
unterhalb der
GroRflachigkeit

1 je 40 gm Nutzflache, mindestens 1
je Nutzungseinheit

1 je 60 gm Nutzflache, mindestens 1
je Nutzungseinheit

90

1 je 50 gm Nutzflache,
mindestens 2

3.2

GroRflachige
Verkaufsstatten,
Einkaufszentren

1 je 30gm Nutzflache, mindestens 2
je Nutzungseinheit

1 je 50 gm Nutzflache, mindestens 2
je Nutzungseinheit

90

1 je 100 gm Nutzflche

3.3

Kioske,
Wasserhauschen,
Imbissstande
(StralRenverkauf,
ohne Sitzgelegenheit)

Ausstellungs- und Veranstaltungshéuser, Statten der Zusammenkunft

41

Museen, Galerien,
Ausstellungs- und
Prasentationsraume

1 je 230 gm Nutzflache, mindestens 3

1 je 460 gm Nutzflache, mindestens 3

90

1 je 200 gm Nutzfléche,
mindestens 5

4.2

Theater,
Konzerthauser,
Varietés,
Mehrzweckhallen,
Lichtspieltheater,
Multiplexkinos,
Vortragsséle,
Birgerhéuser,

1 je 30 gm Nutzflache, mindestens 3

1 je 50 gm Nutzflache, mindestens 3

90

1 je 50 gm Nutzfléche,
mindestens 2
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Nr.

Verkehrsquelle

Zahl der Einstellplatze (EP)

Regular

Sonderzonen

Anteil an
Besucher-EP
(in %)

Zahl der Abstellplatze

Vereinshauser etc.

43

Religiése
Einrichtungen wie
Kirchen, Moscheen,
Tempel etc.

1 je 50 gm Nutzfl&che,
mindestens 2

1 je 80gm Nutzflache, mindestens 2

90

1 je 50 gm Nutzfl&che,
mindestens 2

Sport- und Spielstatten

5.1

Sportplatze,
Sportstadien,
Freibader,
Freiluftbader:
sonstige Sport- und
Spielstatten und
Erholungsanlagen im
Freien

1 je 250 gm Sport-/ Spiel-/Erholungs-

flache, mindestens 3

1 je 400 gm Sport-/ Spiel-/Erholungs-

flache, mindestens 3

1 je 250 gm Sport-/ Spiel-/
Erholungsflache, mindestens
5

5.2

Turnhallen,
Sporthallen,
Fitnessstudios, Tanz-,
Ballett-, Sportschulen;
Hallen-/Saunabéder
(sonstige) Sport- und
Spielstatten in
Raumen

1 je 50 gm Sport-/Erholungsfléache,
mindestens 3

1 je 80 gm Sport-/Erholungsfléache,
mindestens 3

1 je 50 gm Sport-/
Erholungsflache, mindestens
3

5.3

Tennis-, Squash-,
Badminton-,
Volleyballplatze (in-
und outdoor);

2 je Spielfeld/Minigolfanlage/Bahn

1 je Spielfeld/Minigolfanlage/Bahn

2 je Spielfeld/
Minigolfanlage/Bahn,
mindestens 2
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Nr.

Verkehrsquelle

Zahl der Einstellplatze (EP)

Regular

Sonderzonen

Anteil an
Besucher-EP
(in %)

Zahl der Abstellplatze

Minigolf; Bowling-
| Kegelbahnen

54

Bootsh&user und
Bootsliegeplatze

1 je 4 Bootsliegeplétze

1 je 6 Bootsliegeplétze

1 je 4 Bootsliegeplétze

5.5

Ziffern 5.1 bis 5.4,
wenn
Zuschauerplatze
vorgesehen sind

zusatzlich 1 je 10 Zuschauerplétze

zusatzlich 1 je 20 Zuschauerplatze

zusétzlich 1 je 10
Zuschauerplatze

Gaststatten, Vergnugungsstatten, Beherbergungsbetriebe

6.1

Gaststatten, Schank-

und
Speisewirtschaften,
Cafés, Bistros,
Imbissstuben,
Internetcafés,
Musikbars, sonstige
Lokale, jeweils mit
reiner Innen- oder
Aullengastronomie

1 je 40 gm Nutzflache, mindestens 2

1 je 60 gm Nutzflache, mindestens 2

75

1 je 20 gm Nutzflache,
mindestens 2

6.2

Einrichtungen nach
Nr. 6.1 mit
zusatzlicher
Aulenbewirtung

Die zusatzliche AufRennutzflache
bleibt unberlicksichtigt.

Die zusatzliche Auf3ennutzflache
bleibt unberlicksichtigt.

75

zusatzlich 1 je 40 gm
Nutzflache

6.3

Tanzlokale,
Diskotheken,

1 je 8 gm Nutzflache, mindestens 3

unverandert

75

1 je 10 gm Nutzfl&che

6.4

Spielhallen,
Spielcasinos,

1 je 5 gm Nutzflache, mindestens 3

unverandert

75

1 je 10 gm Nutzfl&che
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Nr.

Verkehrsquelle

Zahl der Einstellplatze (EP)

Regular

Sonderzonen

Anteil an
Besucher-EP
(in %)

Zahl der Abstellplatze

Spielbanken,
Automatenhallen,
Wetthiiros, sonstige
Vergnligungsstatten
mit Ausnahme der
Nrn. 4.2 und 6.4

6.5

Bordelle,
bordellahnliche
Betriebe, dhnliche
Erotikbetriebe

1 je 20 gm Nutzflache, mindestens 2

unverandert

75

1 je 25 gm Nutzfléche,
mindestens 2

6.6

Hotels, Pensionen,
Kurheime, sonstige
Beherbergungs-
betriebe

1 je 4 Géstezimmer

1 je 6 Gastezimmer

75

1 je 4 Gastezimmer,
mindestens 2

6.7

Boarding-Hauser

1 je 2 Gastezimmer

unverandert

75

1 je 2 Gastezimmer

6.8

Jugendherbergen

1je 15 Betten

1 je 30 Betten

75

1 je 10 Betten, mindestens 2

Krankenhduser und &hnliche Einrichtungen

Krankenh&user,
Privatkliniken,
Sanatorien,
Kuranstalten:
Seniorenheime;
Pflegeheime und
andere Anlagen flr
gesundheitliche
Zwecke mit
[&ngerfristigem
Aufenthalt

1 je 5 Betten/Platze, mindestens 3

1 je 8 Betten/Platze, mindestens 3

50

1 je 25 Betten/Platze,
mindestens 3
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Nr.

Verkehrsquelle

Zahl der Einstellplatze (EP)

Regular

Sonderzonen

Anteil an
Besucher-EP
(in %)

Zahl der Abstellplatze

Lehreinrichtungen, Einrichtungen fiir Kinder und Jugendliche

8.1

Grundschulen,
Kindergérten, -

tagesstatten, -horte, -

krippen,
Krabbelstuben

1 je 100 gm Nutzflache, mindestens 2

1 je 200 gm Nutzflache, mindestens 2

20

1 je 40 gm Nutzfl&che,
mindestens 3

8.2

Sonstige
allgemeinbildende
Schulen,
Berufs(fach)schulen,
Sonderschulen,
Jugendtreffs/
-zentren,
Musikschulen,
Hochschulen,
Fachhochschulen,
sonstige
Einrichtungen fiir die
Erwachsenenbildung

1 je 100 gm Nutzflache, mindestens 2

1 je 200 gm Nutzflache, mindestens 2

1 je 20 gm Nutzfl&che,
mindestens 5

Sonstige gewerbliche Einrichtungen

9.1

Handwerks- und
Gewerbebetriebe

1 je 70 gm Nutzflache, mindestens 2

1 je 130 gm Nutzflache, mindestens 2

20

1 je 70 gm Nutzfl&che,
mind.estens 2
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Nr. Verkehrsquelle Zahl der Einstellplatze (EP) Anteil an Zahl der Abstellplatze
Besucher-EP
Regular Sonderzonen (in %)
9.2 Industriebetriebe 1 je 120 gm Nutzflache, mindestens 2 | 1 je 240 gm Nutzflache, mindestens 2 | 10 1 je 100 gm Nutzfléche,
mindestens 2

9.3 Lagerraume, 1 je 200 gm Nutzflache, mindestens 2 | 1 je 300 gm Nutzflache, mindestens 2 1 je 150 gm Nutzflache,
Lagerplatze mindestens 2

94 Tankstellen 2 unveréndert 2

9.5 fur Verkaufsflache an | Zuschlag nach Nr. 3 Zuschlag nach Nr. 3 Zuschlag nach Nr. 3
Tankstellen

9.6 fur Kfz-Pflegeplatze Zuschlag nach Nr. 9.7 oder 9.8 Zuschlag nach Nr. 9.7 oder 9.8 2
an Tankstellen

9.7 Automatische Kfz- 5 je Waschanlage 3 je Waschanlage 2
Waschanlagen

9.8 Kfz-Waschanlagen, - | 3 je Platz 2 je Waschanlage 2
Pflegeplatze zur
Selbstbedienung

9.9 Kfz-Werkstéatten 1 je 80 gm Nutzflache, mindestens 2 | unverandert 2

10. Verschiedenes

10.1 | Ferien-und 1 je Nutzungseinheit unveréndert 10 2 je Nutzungseinheit
Wochenendh&user

10.2 | Kleingartenanlagen, - | 1 je 3 Nutzungseinheiten unveréndert 10 1 je 2 Nutzungseinheiten
tierzuchtanlagen
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Nr.

Verkehrsquelle

Zahl der Einstellplatze (EP)

Regular

Sonderzonen

Anteil an
Besucher-EP
(in %)

Zahl der Abstellplatze

10.3

Friedhofe

1 je 2.000 gm Anlagenflache,
mindestens 10

unverandert

1 je 750 gm Anlagenflache,
mindestens 2
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Anlage 2

Stellplatzsatzung der Stadt Offenbach
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Beqgrundung:

Die geltende Stellplatzsatzung der Stadt Offenbach am Main datiert von 1997. Sie wurde seither
nicht auf den Prifstand gestellt und — abgesehen von der jungst erfolgten Erstreckung der
Einschrankungszone auf das Hafengebiet — auch nicht geédndert. Die Erfahrungen mit der
Anwendung dieser Satzung uber die Jahre hinweg haben gezeigt, dass Verbesserungsbedarf
besteht. Insbesondere aber ist die Satzung aufgrund verschiedener Entwicklungen nicht mehr
stimmig und vor allem auch nicht mehr zeitgema.

So haben sich das Mobilitatsverhalten und auch die technischen Spezifikationen von
Fahrzeugen verandert. Gerade in den Ballungsraumen wird der o6ffentliche Personennahverkehr
(OPNV) gut angenommen. Das Radwegenetz hat an Bedeutung gewonnen. Technisch ist eine
Entwicklung hin zu der sogenannten e-Mobilitat zu verzeichnen. E-Bikes und Pedelecs finden
groRen Anklang. In der Automobilindustrie befinden sich die e-Fahrzeuge ebenfalls auf dem
Vormarsch. Zudem greifen Konzepte wie das Car-Sharing immer mehr Platz. Insgesamt ist das
Mobilitatsverhalten damit deutlich diversifizierter geworden, und der Mobilitatsbedarf wird nicht
mehr zwingend durch das individuelle Vorhalten von Personenkraftfahrzeugen gedeckt. Die
geltende Stellplatzsatzung bildet dies nicht ab und verflgt nicht Uber die Flexibilitat, diesen
Entwicklungen zu entsprechen. Auch spricht sie in dieser Hinsicht die Bauherrschaft nicht als
verstandigen, diesen Entwicklungen folgenden Vorhabentrager an. Die Erfahrung zeigt, dass fir
Vorhaben in aller Regel weniger Stellplatze eingeplant werden sollen, als die aktuelle
Stellplatzsatzung dies vorsieht, innerhalb wie aul3erhalb der Einschrankungszonen. Die
Stellplatzsatzung anerkennt dies nicht und bietet hier auch nichts an Alternativibsungen an.
Vielmehr kennt sie nur die sich aus den Einschréankungszonen ergebenden einseitigen
Vorgaben.

Hinzu kommt, dass mit der letzten Novellierung der Hessischen Bauordnung (HBO) die
Erméachtigungsgrundlage abgeschafft wurde, die sogenannte ,Zwangsablosung“ zu erheben.
Aufgrund dieser Rechtsédnderung ist 8 3 Abs. 3 der aktuellen Satzung unwirksam geworden.
Hierdurch wurde in das System des § 3 der Satzung eingegriffen, welches die Einschrankung
der Herstellung von Stellplatzen unmittelbar mit dem Nachweis der untersagten Stellpléatze durch
eine Ablosung verknupft. D.h., der Stellplatzbedarf eines Vorhabens sollte teils durch reale
Stellplatze, teils durch die (zwangsweise) Zahlung der Ablésung nachgewiesen werden. Wegen
der Anderung der HBO wird in den Einschrankungszonen der Stellplatznachweis heute nicht
mehr vollstandig gefuhrt. Auch stehen der Einschrénkung keine Zahlungen gegenuber, die in
anderweitige ErschlieBungen des Vorhabens flieRen kdnnten. Das Geflige des § 3 der Satzung
ist dadurch betroffen und bedarf daher der Uberpriifung.

Auch die Abl6sungsregelungen entsprechen nicht dem heutigen Stand. Die aktuelle
Stellplatzsatzung sieht fir verschiedene Bereiche des Stadtgebietes unterschiedliche
Ablésungsbetrage (ausgewiesen in Deutsche Mark) vor. Eine Begriindung hierfir ist heute nicht
mehr gegeben, so dass ein einheitlicher Betrag geboten ist. Auch ist eine Anpassung der Héhe
und der Wahrungseinheit an die heutigen Gegebenheiten angezeigt.

Entsprechend diesen und weiteren Entwicklungen und Gegebenheiten sind folgende
Neuerungen vorgesehen:
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Alternativer Stellplatznachweis — Mobilitdtskonzepte — Elektro-Mobilitat

Es wird ermdglicht, den Stellplatznachweis anderweitig als ausschlie3lich durch die Herstellung
von Stellplatzen oder die Zahlung von Ablosung zu fuhren, so etwa durch zukunftsweisende
Mobilitatskonzepte. Durch diese sowie weitere Sondertatbestande wird die Satzung deutlich
flexibler und einzelfallgerechter. Bei Vorhaben ab einer bestimmten Gréf3enordnung sind die
Kfz-Einstellplatze anteilig so auszufiihren, dass ein Anschluss zum Zwecke der Ladung von e-
Fahrzeugen geschaffen werden kann.

Sonderzonen entlang der S-Bahnlinie — Sondersituation Kaiserlei

Die Vorgabe von Herstellungseinschrankungen wird abgeldst durch ein positiv vermitteltes und
gefordertes Angebot an die Vorhabentrdger, ihrem Ansinnen entsprechend von einem
herabgesetzten Stellplatzschliussel zu profitieren: In der Kernstadt sowie insbesondere um die
Bahn- und S-Bahnhaltestellen herum werden Sonderzonen mit herabgesetztem
Stellplatzschliissel gebildet. Anders als in den bisherigen Einschrnkungszonen ist damit aber
nicht zugleich eine Einschrankung der Herstellungsmdglichkeiten verbunden. Die Sonderzonen
sind gegenulber den bisherigen Einschrankungszonen deutlich ausgeweitet (die Haltestellen
Offenbach-Bieber und Hauptbahnhof sind hinzugekommen). Auch werden die Sonderzonen
erstmals auf das Wohnen erstreckt. Die Regelungen zu den herabgesetzten Stellplatzzahlen
erfahren damit eine weitgreifende Anwendung.

Mit diesen Anderungen wird ein angemessener Ausgleich geschaffen zwischen dem Interesse,
die Umwelt zu schonen und das StralRennetz verkehrlich zu entlasten, dem Anerkenntnis der
Vorhabentrager, ihre Mobilitdt zeitgem&l und eigenverantwortlich zu organisieren, und der
Mdoglichkeit, einem Projekt im Einzelfall auch ein Mehr an Stellplatzen zu gestatten. Begleitet
werden diese Anderungen durch eine Unterstiitzung der Bauherrschaft bei der Suche nach
alternativen Stellplatzlésungen: Zukinftig geht die Stadt in jedem Baugenehmigungsverfahren
aktiv mit dem Angebot der Mobilitatsberatung auf die Vorhabentréager zu.

Lediglich im Kaiserlei-Gebiet bleibt es bei der Einschréankung der Stellplatzzahlen (aul3er bei der
Wohnnutzung). Obschon von den Bedingungen her geeignet fur die Anwendung der
Sonderzone, befindet sich das Kaiserlei-Gebiet mit Blick auf den Umbau des Kaiserlei-Kreisels
in einer Sondersituation.

Schutz und Erweiterung der Méglichkeiten im Bestand — fiktives Stellplatzguthaben

Altbauten, bei deren Errichtung die Herstellung von Stellplatzen noch kein oder kaum ein Thema
war, kénnen ohne Nachweis zusatzlicher Stellplatze abgerissen und durch einen Neubau ersetzt
werden, soweit der Neubau keinen hdheren Stellplatzbedarf auslost als der vorherige Altbau
(fiktives Stellplatzguthaben). Weitere Falle sind definiert, in denen fur Vorhaben im Altbestand
ein fiktives Stellplatzguthaben angerechnet wird. Zudem wird dem Trend zur Nachverdichtung
adadquat Rechnung getragen, indem unter Verzicht auf einen entsprechenden
Stellplatznachweis existierende Flachen nutzbar gemacht oder Bestandsgebdude in einem
bestimmten Rahmen aufgestockt werden kdnnen. Dabei wird Wohnraum gegeniber sonstigen
Nutzungen begunstigt.
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Sonstige Anpassungen und Vereinfachungen

Die Uberarbeitung der Stellplatzsatzung wird zum Anlass genommen, kleinere Verbesserungen
vorzunehmen. So werden in Anlage 1 verschiedene Nutzungskategorien inhaltlich und/oder vom
Schliussel her verandert. Zur Definition der BezugsgrofRe ,Nutzflache* wird nun auf eine DIN
verwiesen, um die in Rede stehenden Flachen fur jedermann klar bestimmen zu kénnen.
Dadurch wird die Anwendung der Satzung objektiviert und vereinfacht. Die
Gestaltungsvorschriften fur Kfz-Einstellplatze und Fahrradabstellplatze wurden z.T. vereinfacht,
z.T. den heutigen Bedirfnissen angepasst.

Geltungsdauer der Satzung — Gelegenheit zur Uberpriifung

SchlieRlich wird eine Geltungsdauer der Satzung festgeschrieben (fiinf Jahre), um so
sicherzustellen, dass die Satzung und ihre Anwendung nach Ablauf dieser Zeit Gberprift,
bewertet und ggf. geéndert werden.

Anlagen:
- Anlage 1: Synopse zwischen geltender Stellplatzsatzung und Magistratsvorlage

- Anlage 2: Geltende Anlage 2 zur Stellplatzsatzung

Verteiler:
13 x HFB
2 x Minderheitenvertreter (HFB)
2 x Vertreter (ALB)
8 x Fraktionen
4 x Stv.-Blro
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	Aufgrund der §§ 44 Abs. 1 S. 2 und 81 Abs. 1 Hessische Bauordnung (HBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Januar 2011 (GVBl. I S. 46, 180), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Entfristung und zur Veränderung der Geltungsdauer von befristeten...

